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die Religions- und Weltanschauungsfreiheit als allgemeines Menschenrecht ohne jede Ein-
schränkung geachtet und garantiert werden soll, 

 ernsthaft besorgt darüber, dass weltweit nach wie vor Akte der Intoleranz und der 
Gewalt aufgrund der Religion oder der Weltanschauung gegen einzelne Personen, ein-
schließlich Angehöriger religiöser Gemeinschaften und religiöser Minderheiten, begangen 
werden und dass diese Fälle, die oft krimineller Natur sind und möglicherweise internatio-
nale Merkmale aufweisen, zahlenmäßig und an Intensität zunehmen, 

 in großer Sorge darüber, dass hinsichtlich der Beseitigung aller Formen von Intole-
ranz und Diskriminierung aufgrund der Religion oder der Weltanschauung nur begrenzte 
Fortschritte erzielt worden sind, und die Auffassung vertretend, dass daher weitere ver-
stärkte Anstrengungen zur Förderung und zum Schutz des Rechts auf Gedanken-, Gewis-
sens-, Religions- und Weltanschauungsfreiheit und zur Beseitigung aller Formen von Hass, 
Intoleranz und Diskriminierung aufgrund der Religion oder der Weltanschauung geboten 
sind, wie dies auf der vom 31. August bis 8. September 2001 in Durban (Südafrika) abge-
haltenen Weltkonferenz gegen Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit 
und damit zusammenhängende Intoleranz sowie auf der vom 20. bis 24. April 2009 in 
Genf abgehaltenen Durban-Überprüfungskonferenz festgestellt wurde, 

 unter Hinweis darauf, dass die Staaten die Hauptverantwortung für die Förderung 
und den Schutz der Menschenrechte tragen, einschließlich der Menschenrechte von Ange-
hörigen religiöser Minderheiten, unter anderem ihres Rechts, ihre Religion oder Weltan-
schauung frei auszuüben, 

 besorgt darüber, dass staatliche Stellen mitunter gegen Angehörige religiöser Ge-
meinschaften und religiöser Minderheiten gerichtete Gewalthandlungen oder glaubwürdige 
Gewaltandrohungen dulden oder begünstigen, 

 sowie besorgt darüber, dass die Zahl der Gesetze und Vorschriften, die die Gedan-
ken-, Gewissens-, Religions- und Weltanschauungsfreiheit einschränken, zugenommen hat 
und dass bestehende Gesetze auf diskriminierende Weise angewandt werden, 

 überzeugt von der Notwendigkeit einer dringenden Auseinandersetzung mit dem in 
verschiedenen Teilen der Welt festzustellenden raschen Anstieg des religiösen Extremis-
mus, der die Rechte von Personen, insbesondere Angehöriger religiöser Gemeinschaften 
und religiöser Minderheiten, beeinträchtigt, mit den Situationen von Gewalt und Diskrimi-
nierung, denen viele Personen, insbesondere Frauen und Kinder, aufgrund oder im Namen 
der Religion oder der Weltanschauung oder infolge kultureller und traditioneller Praktiken 
ausgesetzt sind, und mit dem Missbrauch der Religion oder der Weltanschauung zu Zwe-
cken, die mit den in der Charta der Vereinten Nationen und anderen einschlägigen Rechts-
instrumenten der Vereinten Nationen festgelegten Grundsätzen unvereinbar sind, 

 ernsthaft besorgt über alle unter Verstoß gegen das Völkerrecht, insbesondere die in-
ternationalen Menschenrechtsnormen und das humanitäre Völkerrecht, verübten Angriffe 
auf religiöse Orte, Stätten und Heiligtümer, namentlich jede vorsätzliche Zerstörung von 
Relikten und Denkmälern, 

 betonend, dass den Staaten, den Regionalorganisationen, den nichtstaatlichen Orga-
nisationen, den religiösen Organisationen, den Medien und der Zivilgesellschaft als Ganzer 
eine wichtige Rolle bei der Förderung der Toleranz und der Achtung der religiösen und 
kulturellen Vielfalt und bei der universellen Förderung und dem universellen Schutz der 
Menschenrechte, einschließlich der Religions- und Weltanschauungsfreiheit, zukommt, 

 die wichtige Rolle unterstreichend, die der Bildung, namentlich der Menschenrechts-
bildung, bei der Förderung der Toleranz zukommt, zu der auch die Akzeptanz und Ach-
tung der Vielfalt durch die Öffentlichkeit gehört, namentlich im Hinblick auf religiöse 
Ausdrucksformen, sowie unterstreichend, dass die Bildung, insbesondere in den Schulen, 
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einen maßgeblichen Beitrag zur Förderung der Toleranz und zur Beseitigung von Diskri-
minierung aufgrund der Religion oder der Weltanschauung leisten soll, 

 1. betont, dass jeder das Recht auf Gedanken-, Gewissens-, Religions- und Welt-
anschauungsfreiheit hat und dass dieses Recht die Freiheit umfasst, eine Religion oder eine 
Weltanschauung eigener Wahl zu haben oder nicht zu haben oder anzunehmen, und die 
Freiheit, seine Religion oder Weltanschauung allein oder in Gemeinschaft mit anderen, öf-
fentlich oder privat durch Unterricht, Ausübung, Gottesdienst und Beachtung religiöser 
Bräuche zu bekunden, einschließlich des Rechts, die eigene Religion oder Weltanschauung 
zu ändern; 

 2. betont außerdem, dass das Recht auf Gedanken-, Gewissens-, Religions- und 
Weltanschauungsfreiheit für alle Menschen gleichermaßen gilt, ungeachtet ihrer Religion 
oder Weltanschauung, und ohne jede Diskriminierung in Bezug auf ihren gleichen Schutz 
durch das Gesetz; 

 3. verurteilt nachdrücklich Verletzungen der Gedanken-, Gewissens-, Religions- 
und Weltanschauungsfreiheit sowie alle Formen von Intoleranz, Diskriminierung und Ge-
walt aufgrund der Religion oder der Weltanschauung; 

 4. nimmt mit tiefer Besorgnis davon Kenntnis, dass Diskriminierung, Intoleranz 
und Gewalt, gleichviel von wem sie begangen werden, gegenüber Angehörigen zahlreicher 
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zur Justiz, einschließlich rechtlicher Hilfe und wirksamer Rechtsbehelfe in Fällen, in denen 
das Recht auf Gedanken-, Gewissens-, Religions- und Weltanschauungsfreiheit oder das 
Recht auf freie Religionswahl und -ausübung, verletzt worden ist, unter besonderer Be-
rücksichtigung der Angehörigen religiöser Minderheiten; 

 b) alle aus der allgemeinen regelmäßigen Überprüfung hervorgegangenen akzep-
tierten Empfehlungen betreffend die Förderung und den Schutz der Religions- und Weltan-
schauungsfreiheit umzusetzen; 

 c) sicherzustellen, dass niemand, der ihrer Herrschaftsgewalt untersteht, wegen 
seiner Religion oder Weltanschauung des Rechts auf Leben, Freiheit und Sicherheit der 
Person beraubt wird, ausreichenden Schutz für Personen bereitzustellen, denen aufgrund 
ihrer Religion oder Weltanschauung gewaltsame Angriffe drohen, und sicherzustellen, 
dass niemand aus diesem Grund der Folter oder anderer grausamer, unmenschlicher oder 
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geeignete Sensibilisierung, Aufklärung oder Schulung auf dem Gebiet der Achtung der Re-
ligions- und Weltanschauungsfreiheit erhalten; 

 k) in Übereinstimmung mit den internationalen Menschenrechtsnormen alle er-
forderlichen und geeigneten Maßnahmen zu ergreifen, um Hass, Diskriminierung, Intole-
ranz und Gewalthandlungen, Einschüchterungen und Nötigungen, deren Beweggrund Into-
leranz aufgrund der Religion oder der Weltanschauung ist, sowie Aufstachelung zu Feind-
seligkeit und Gewalt zu bekämpfen, unter besonderer Beachtung von Angehörigen religiö-
ser Minderheiten in allen Teilen der Welt; 

 l) durch Bildung und andere Mittel gegenseitiges Verständnis, Toleranz, Nicht-
diskriminierung und Achtung in allen mit der Religions- und Weltanschauungsfreiheit zu-
sammenhängenden Angelegenheiten zu fördern, indem sie sich in der Gesamtgesellschaft 
für eine breitere Kenntnis der Vielfalt der Religionen und Weltanschauungen sowie der 
Geschichte, der Traditionen, der Sprachen und der Kultur der verschiedenen in ihrem Ho-
heitsgebiet lebenden religiösen Minderheiten einsetzen; 

 m) jede Unterscheidung, Ausgrenzung, Beschränkung oder Bevorzugung aufgrund 
der Religion oder der Weltanschauung, die die Anerkennung, den Genuss oder die Aus-
übung der Menschenrechte und Grundfreiheiten auf gleicher Grundlage beeinträchtigt, zu 
verhindern und Zeichen von Intoleranz zu erkennen, die zu Diskriminierung aufgrund der 
Religion oder der Weltanschauung führen können; 

 15. begrüßt und unterstützt die von den Medien ergriffenen Initiativen zur Förde-
rung der Toleranz und der Achtung der religiösen und kulturellen Vielfalt sowie zur uni-
versellen Förderung und zum universellen Schutz der Menschenrechte, einschließlich der 
Religions- und Weltanschauungsfreiheit, und betont, wie wichtig die ungehinderte Mitwir-
kung aller Personen, ungeachtet ihrer Religion oder Weltanschauung, an den Medien und 
am öffentlichen Diskurs ist; 

 16. betont die Wichtigkeit eines kontinuierlichen und verstärkten Dialogs in allen 
seinen Formen, namentlich zwischen den Religionen oder Weltanschauungen und inner-
halb dieser, und unter breiterer Beteiligung, namentlich der Frauen, mit dem Ziel, ein grö-
ßeres Maß an Toleranz, Achtung und gegenseitigem Verständnis zu fördern, und begrüßt 
verschiedene diesbezügliche Initiativen, darunter die Initiative „Allianz der Zivilisationen“ 
und die Programme unter der Federführung der Organisation der Vereinten Nationen für 
Erziehung, Wissenschaft und Kultur; 

 17. begrüßt und unterstützt die Anstrengungen, die alle Akteure der Gesellschaft, 
einschließlich nichtstaatlicher Organisationen und religiöser oder weltanschaulicher Kör-
perschaften und Gruppen, nach wie vor unternehmen, um die Umsetzung der Erklärung 
über die Beseitigung aller Formen von Intoleranz und Diskriminierung aufgrund der Reli-
gion oder der Überzeugung5 zu fördern, und bestärkt sie weiter in ihren Bemühungen, die 
Religions- und Weltanschauungsfreiheit zu fördern, auf Fälle der religiösen Intoleranz, 
Diskriminierung und Verfolgung aufmerksam zu machen und die religiöse Toleranz zu 
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 19. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von der Arbeit und dem Zwischenbericht des 
Sonderberichterstatters des Menschenrechtsrats über Religions- und Weltanschauungsfrei-
heit zur Bekämpfung von religiöser Intoleranz und Diskriminierung am Arbeitsplatz6; 

 20. fordert alle Regierungen nachdrücklich auf, mit dem Sonderberichterstatter 
voll zusammenzuarbeiten, seinen Anträgen auf Besuch ihres Landes zu entsprechen und 
alle Informationen und weiterführenden Angaben zur Verfügung zu stellen, die für die 
wirksame Wahrnehmung seines Mandats erforderlich sind; 

 21. ersucht den Generalsekretär, sicherzustellen, dass der Sonderberichterstatter 
die für die uneingeschränkte Erfüllung seines Mandats notwendigen Ressourcen erhält; 

 22. ersucht den Sonderberichterstatter, der Generalversammlung auf ihrer siebzigs-
ten Tagung einen Zwischenbericht vorzulegen; 

 23. beschließt, die Frage der Beseitigung aller Formen von religiöser Intoleranz 
auf ihrer siebzigsten Tagung unter dem Punkt „Förderung und Schutz der Menschenrech-
te“ zu behandeln. 

73. Plenarsitzung 
18. Dezember 2014 

 

_______________ 
6 Siehe A/69/261. 


